
A 11 K 390/08 

VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

In der Verwaltungsrechtssache 

- Kläger 
prozessbevollmächtigt: 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
vertreten durch den Leiter/die Leiterin der Außenstelle Reutlingen des Bundesamtes, 
Ringelbachstr. 195/41, 72762 Reutlingen, Az: 5276019-163 

- Beklagte 

wegen Widerrufs und Feststellung 

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 1 1 . Kammer - durch den Richter am Verwaltungsge 
rieht Sachsenmaier als Berichterstatter aufgrund der mündlichen Verhandlung 

vom 14. April 2008 

für R e c h t erkannt: 

Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 21.01.2008 wird aufge 
hoben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 
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Tatbestand 

Der Kläger wendet sich gegen den Widerruf seiner Asylberechtigung und der Zuerken-

nung der Flüchtlingseigenschaft. 

Der Kläger ist türkischer Staatsangehöriger kurdischer Volkszugehörigkeit. Er reiste am 

20.07.2001 in das Bundesgebiet ein. Am 23.10.2001 beantragte er die Gewährung von 

Asyl. 

Mit Bescheid vom 04.02.2002 wurde der Kläger vom Bundesamt für die Anerkennung aus­

ländischer Flüchtlinge als Asylberechtigter anerkannt und festgestellt, dass die Vorausset­

zungen des § 51 Abs. 1 AusIG hinsichtlich der Türkei vorliegen. Zur Begründung wurde 

ausgeführt, aufgrund des vom Kläger glaubhaft vorgetragenen Sachverhaltes und des bei 

der Anhörung gewonnenen Eindrucks stehe fest, dass der Kläger die Türkei aus begrün­

deter Furcht vor politisch motivierter Verfolgung verlassen habe. Der Kläger habe unter 

dem Verdacht der Unterstützung einer verbotenen, separatistischen Partei politische Ver­

folgungsmaßnahmen mit nicht unerheblichen Beeinträchtigungen der persönlichen Freiheit 

und der körperlichen Unversehrtheit hinnehmen müssen. Im Mai 2001 sei er von türki­

schen Sicherheitskräften in einen Wald verbracht und dort aufgefordert worden, für den 

türkischen Staat als Informant zu arbeiten. In der Türkei sei der Kläger als politischer Geg­

ner registriert. Deshalb bestehe die Gefahr, dass der Kläger bei einer Razzia oder allge­

meinen Kontrolle zur Wache mitgenommen und anschließend im Polizeigewahrsam in 

asylrechtlich beachtlicher Weise misshandelt werde. Die Weigerung des Klägers, die türki­

schen Sicherheitskräfte mit Informationen zu versorgen, werde den Verdacht erhärten, 

dass der Kläger selbst Anhänger der kurdischen Partei sei. Bei einer Rückkehr des Klä­

gers in die Türkei werde festgestellt werden, dass er unter dem Verdacht der Unterstüt­

zung einer verbotenen kurdischen Partei in Haft gewesen sei; ihm drohe ein intensives 

Verhör mit der Gefahr der Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit. 

Am 24.10.2007 leitete das Bundesamt ein Widerrufsverfahren ein. Mit Scheiben vom 

05.11.2007 wurde der Kläger zum beabsichtigten Widerruf angehört. 

Mit Bescheid vom 21.01.2008 widerrief das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die 

Anerkennung des Klägers als Asylberechtigter und die mit Bescheid vom 04.02.2002 ge-
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troffene Feststellung, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AusIG vorliegen und 

stellte gleichzeitig fest, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG nicht vorlie­

gen. Zur Begründung wurde u.a. ausgeführt, seit der Ausreise des Klägers hätten sich 

Rechtslage und Menschen rechtssituation in der Türkei deutlich zum Positiven verändert. 

Bei Personen, die militante staatsfeindliche Organisationen unterstützt hätten und men­

schenrechtswidrigen Übergriffen staatlicher Organe ausgesetzt gewesen seien, bestehe 

aufgrund der eingetretenen Verbesserungen in Bezug auf die Menschenrechtssituation 

keine beachtliche Wahrscheinlichkeit menschenrechtswidriger Behandlung oder Folter 

mehr. Allenfalls in herausgehobenen Positionen tätigen Mitgliedern der HADEP bzw. der 

Nachfolgeorganisationen drohten in Ausnahmefällen politische Verfolgung. 

Am 31.01.2008 hat der Kläger Klage erhoben und zur Begründung vorgetragen, asylrele­

vante Menschenrechtsverfolgungen fänden in der Türkei nach wie vor statt. Schon bei der 

Einreise in die Türkei drohe ihm aufgrund des Verdachts, mit der PKK in Verbindung zu 

stehen, einem intensiven Verhör unterzogen zu werden mit der Gefahr, misshandelt oder 

gefoltert zu werden. 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 21.01.2008 auf­

zuheben; 

hilfsweise, die Beklagte zu verpflichten, ihm die Flüchtlingseigenschaft zuzuerken­

nen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Sie verweist auf den Inhalt der angefochtenen Entscheidung. 

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die zur Sache gehörenden Ak­

ten der Beklagten Bezug genommen. 
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Entscheidungsgründe: 

Das Gericht kann trotz Ausbleibens der Beteiligten in der mündlichen Verhandlung ent­

scheiden, da sie bei der Ladung darauf hingewiesen worden sind (§ 102 Abs. 2 VwGO). 

Die zulässige Klage ist begründet. Der angefochtene Bescheid ist rechtswidrig und verletzt 

den Kläger in seinen Rechten. 

Maßgebend ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhand­

lung (§ 77 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG). Abzustellen ist deshalb auf § 73 AsylVfG i. d. F. des 

Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen 

Union vom 19.08.2007 (BGBl. I S. 1970). 

Nach § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG sind - vorbehaltlich des Satzes 3 - die Anerkennung als 

Asylberechtigter und die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft unverzüglich zu widerru­

fen, wenn die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Dies ist insbesondere der 

Fall, wenn der Ausländer nach Wegfall der Umstände, die zur Anerkennung als Asylbe­

rechtigter oder zur Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft geführt haben, es nicht mehr 

ablehnen kann, den Schutz des Staates in Anspruch zu nehmen, dessen Staatsangehö­

rigkeit er besitzt, oder wenn er als Staatenloser in der Lage ist, in das Land zurückzukeh­

ren, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte (§ 73 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG). Mit 

§ 73 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG wird Art. 11 Abs. 1 lit. e und f der Richtlinie 2004/83/EG des 

Rates vom 29. April 2004 in nationales Recht umgesetzt; diese Regelung entspricht inhalt­

lich der „Beendigungs-„ oder „Wegfall - der - Umstände - Klausel" in Art. 1 C Nr. 5 S. 1 

GFK. Mit der Formulierung „Wegfall der Umstände" ist eine nachträgliche erhebliche und 

nicht nur vorübergehende Änderung der für die Anerkennung maßgeblichen Verhältnisse 

gemeint (vgl. BVerwG, Urt. vom 01.11.2005, BVerwGE 124, 276 = NVwZ 2006, 707). Un­

ter „Schutz" ist ausschließlich der Schutz vor erneuter Verfolgung zu verstehen. Allgemei­

ne Gefahren (z. B. aufgrund von Kriegen, Naturkatastrophen oder einer schlechten Wirt­

schaftslage) werden von § 73 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG nicht erfasst (vgl. BVerwG, Urt. vom 

01.11.2005 a.a.O.). 
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Ein Widerruf der Anerkennung als Asylberechtigter und der Zuerkennung der Flüchtlings­

eigenschaft kommt somit im Regelfall nur in Betracht, wenn sich die zum Zeitpunkt der 

Anerkennung maßgeblichen Verhältnisse nachträglich erheblich und nicht nur vorüberge­

hend so verändert haben, dass bei einer Rückkehr des Ausländers in seinen Herkunfts­

staat eine Wiederholung der für die Flucht maßgeblichen Verfolgungsmaßnahmen auf ab­

sehbare Zeit mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen ist und nicht aus anderen 

Gründen erneut Verfolgung droht (vgl. BVerwG, Urt. vom 01.11.2005 a.a.O. und Urteil 

vom 18.07.2006, BVerwGE 126, 243 = NVwZ 2006, 1420). Dieser Prognosemaßstab der 

hinreichenden Sicherheit setzt für einen Widerruf voraus, dass keine ernsthaften Zweifel 

an der Sicherheit des Flüchtlings vor abermals einsetzender Verfolgung bei Rückkehr in 

den Heimatstaat vorhanden sein dürfen (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.03.1985, BVerwGE 71 , 

175). Ändert sich im Nachhinein lediglich die Beurteilung der Verfolgungslage, so rechtfer­

tigt dies den Widerruf nicht, selbst wenn die andere Beurteilung auf erst nachträglich be­

kannt gewordenen oder neuen Erkenntnismitteln beruht (vgl. BVerwG, Urt. v. 19.09.2000, 

BVerwGE 112, 80 und Urt. v. 08.05.2003, BVerwGE 118, 174). Unerheblich ist, ob die A-

sylanerkennung oder die Flüchtlingszuerkennung rechtmäßig oder von Anfang an rechts­

widrig war (vgl. BVerwG, Urteil vom 25.08.2004, NVwZ 2005, 89). 

Maßgeblich für die Prüfung der Voraussetzungen des Widerrufs von Asyl- und Flücht­

lingsanerkennungen, die in Erfüllung eines rechtskräftigen Verpflichtungsurteils ergangen 

sind, ist der Zeitpunkt des rechtskräftig gewordenen Verpflichtungsurteils. Nur wenn das 

Bundesamt die Anerkennung von sich aus ausgesprochen hat, kommt es im Widerrufs­

verfahren darauf an, ob sich die für die Beurteilung der Verfolgungslage maßgeblichen 

Verhältnisse nach Ergehen des bestandskräftigen Anerkennungsbescheids erheblich ge­

ändert haben (vgl. BVerwG, Urt. v. 08.05.2003, BVerwGE 118, 174). 

Nach diesen Grundsätzen liegen die Voraussetzungen für einen Widerruf der Asylaner­

kennung und der Flüchtlingseigenschaft nicht vor. Seit dem bestandskräftigen Bescheid 

des Bundesamtes vom 04.02.2002 sind keine Änderungen der maßgeblichen Verhältnisse 

in der Weise eingetreten, dass Verfolgungsmaßnahmen auf absehbare Zeit mit hinrei­

chender Sicherheit ausgeschlossen werden können. 

Dem Kläger wurde Asyl gewährt und ihm die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt, da er we­

gen des Verdachts der Unterstützung der HADEP und der PKK in das Blickfeld türkischer 

Sicherheitskräfte geraten ist. 
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Das Bundesamt hat in dem angefochtenen Widerrufsbescheid ausgeführt, die Sachlage in 

der Türkei habe sich grundlegend geändert; die Türkei habe erhebliche Fortschritte hin­

sichtlich der Wahrung der Menschenrechte gemacht. Konkrete Bezüge auf den Fall des 

Klägers in seiner speziellen Situation enthält die Begründung des angefochtenen Wider­

rufsbescheids jedoch nicht. 

Eine durch Umsturz hervorgerufene Verbesserung der politischen Verhältnisse im Sinne 

eines Systemwechsels - eine solche Veränderung hatte dem Gesetzgeber in erster Linie 

vor Augen gestanden (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.07.2006 a.a.O.) - ist in der Türkei unzwei­

felhaft nicht eingetreten. 

Zwar haben sich die Verhältnisse in der Türkei seit der Asylanerkennung und der Zuer­

kennung der Flüchtlingseigenschaft verändert. Im Zuge der Bemühungen, der Europäi­

schen Union beizutreten, hat das türkische Parlament bislang acht Gesetzespakete verab­

schiedet (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht v. 25.10.2007). Die Kernpunkte sind: Ab­

schaffung der Todesstrafe, Auflösung der Staatssicherheitsgerichte, Reform des nationa­

len Sicherheitsrates, Zulassung von Unterricht in anderen in der Türkei gesprochenen 

Sprachen als türkisch, die Benutzung dieser Sprache in Rundfunk und Fernsehen, erleich­

terte Bestimmungen über die rechtliche Stellung von Vereinen und religiösen Stiftungen, 

Neuregelung zur Erschwerung von Parteiverboten, Maßnahmen zur Verhütung sowie zur 

erleichterten Strafverfolgung und Bestrafung von Folter. 

Auch wenn mit Inkrafttreten des achten Gesetzespakets am 01.06.2005 die Türkei die po­

litischen Kopenhagener Kriterien für die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen hinrei­

chend erfüllt hat, hat der Mentalitätswandel in Verwaltung und Justiz mit dem gesetzgebe­

rischen Tempo jedoch nicht Schritt halten können (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 

11.01.2007). So sind im Hinblick auf rechtsstaatliche Strukturen und die Einhaltung von 

Menschenrechten nach wie vor erhebliche Defizite in der tatsächlichen Umsetzung der 

Reformen zu verzeichnen. Minderheitenschutz und Religionsfreiheit sind nur einge­

schränkt gewährleistet. In Bezug auf die Meinungsfreiheit haben die acht Gesetzespakete 

keine Änderungen bewirkt (vgl. Oberdiek, Gutachten vom 28.05.2007 an VG Magdeburg). 

Ein allgemeiner gesellschaftlicher Bewusstseinswandel und eine praktische Umsetzung 

der Reformen in der Türkei ist noch nicht in einer Weise erfolgt, die es rechtfertigen könn­

te, von einer nachhaltigen Verbesserung der Menschenrechtslage - auch im Hinblick auf 
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das Verhalten der Sicherheitsorgane - auszugehen. Dies führt dazu, dass die Menschen-

rechtspraxis nach wie vor hinter den rechtlichen Rahmenbedingungen zurückbleibt. Trotz 

der von der türkischen Regierung proklamierten „Null-Toleranz-Politik" gegenüber Folter 

und menschenrechtswidrigen Maßnahmen in Polizeihaft kommt es nach wie vor zu Folter 

und Misshandlungen durch staatliche Kräfte, insbesondere in den ersten Tagen des Poli­

zeigewahrsams, ohne dass es dem türkischen Staat bislang gelungen ist, dies wirksam zu 

unterbinden (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 25.10.2007; Kaya, Gutachten vom 

25.10.2004 an OVG Münster; Gutachten vom 10.09.2005 an VG Magdeburg und vom 

08.08.2005 an VG Sigmaringen; Oberdiek, Gutachten vom 02.08.2005 an VG Sigmarin­

gen; Aydin, Gutachten vom 25.06.2005 an VG Sigmaringen; ai, Stellungnahme vom 

20.09.2005 an VG Sigmaringen; Schweizerische Flüchtlingshilfe, Zur aktuellen Situation -

Mai 2006 und Oktober 2007). Zwar ist die Zahl der Fälle schwerer Folter auf Polizeiwa­

chen im Vergleich zur Situation in den Jahren vor 2001 deutlich zurückgegangen (vgl. 

Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 25.10.2007). Im Jahr 2007 wurde jedoch im Vergleich 

zum Vorjahr erneut ein Anstieg um 40 Prozent der gemeldeten Fälle von Folter und Miss­

handlung festgestellt (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Zur aktuellen Situation - Okto­

ber 2007). 

Auch nach dem Fortschrittsbericht der EU-Kommission vom 06.11.2007 besteht noch die 

Gefahr von extralegalen Festnahmen und Misshandlungen sowie generell die Gefahr, oh­

ne die Möglichkeit anwaltlichen Beistands oder ärztlicher Kontrolle festgenommen zu wer­

den. In dem Bericht wird weiter beanstandet, dass es der Justiz an tatsächlicher Unab­

hängigkeitfehlt. Die Vielzahl von Verfahren beim Europäischen Gerichtshof für Menschen­

rechte und die Zahl der Beschwerden bei Menschenrechtsorganisationen zeige, dass in 

diesem Bereich noch vieles im Argen liege. Die Zahl der neu eingegangenen Verfahren 

beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte im Zeitraum 01.09.2006 bis 

31.08.2007 sei höher als im selben Zeitraum des Vorjahres. Auch bei den offiziellen Men­

schenrechtsausschüssen seien 2006 mehr Beschwerden eingegangen als im vorausge­

gangenen Jahr. Nach wie vor werde von Fällen von Folter und Misshandlung berichtet, 

speziell in der Phase der polizeilichen Ermittlungen oder außerhalb von Polizeistationen. 

Es fehle an schnellen und unabhängigen Untersuchungen von Verletzungen der Men­

schenrechte durch die Sicherheitskräfte. Im Gegenteil würden solche Verfahren eher ver­

schleppt, die Täter blieben daher straflos. Trotz des rechtlichen Rahmens, der Folter und 

Misshandlung verbiete, ereigneten sich solche Fälle, ohne wirksam bekämpft zu werden. 

Die zivilen und militärischen Gefängnisse öffneten sich nicht unabhängigen Beobachtern, 
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die überprüfen könnten, ob das Folterverbot eingehalten werde. Ferner seien die Anklagen 

und Verurteilungen wegen gewaltloser Meinungsäußerungen ein Objekt ernsthafter Be­

sorgnis. Die Zahl der deswegen angeklagten Personen habe sich 2006 im Vergleich zu 

2005 verdoppelt und sei im Jahre 2007 weiter gestiegen. Die restriktive Rechtsprechung 

des Kassationshofes und die andauernden Verfolgungen hätten zu einem Klima der 

Selbstzensur geführt. 

In der Rechtsprechung wird weiter nahezu einhellig die Einschätzung vertreten, dass Fol­

ter in der Türkei noch so weit verbreitet ist, dass von einer systematischen, dem türkischen 

Staat zurechenbaren Praxis, nicht lediglich von Exzesstaten einzelner Angehöriger der 

Sicherheitskräfte auszugehen ist (vgl. OVG Münster, Urt. v. 26.05.2004 - 8 A 3852/03.A -

juris = Asylmagazin 10/2004, 30; Urt. v. 19.04.2005 - 8 A 273/04.A -juris -; Urt. v. 

27.03.2007 - 8 A 4728/05.A - juris - und Urt. v. 17.04.2007 - 8 A 2771/06.A; OVG Koblenz, 

Urt. v. 12.03.2004- 10 A 11952/03 - jur is- = Asylmagazin 7-8/2004, 27; OVG Weimar, Urt. 

v. 18.03.2005-3 KO 611/99-, Asylmagazin 7-8/2005, 34; OVG Greifswald, Urt. v. 

29.11.2004 - 3 L 66/00 -, Asylmagazin 1-2/2005, 32; OVG Saarland, Urt. v. 01.12.2004 - 2 

R 23/03 -, Asylmagazin 4/2005, 30; OVG Bautzen, Urt. v. 19.01.2006 - A 3 B 304/03 -; VG 

Berlin, Urt. v. 01.03.2006, Asylmagazin 7-8/2006, 37 und Urt. v. 13.10.2006, Asylmagazin 

1-2/2007, 32; VG Frankfurt, Urt. v. 02.03.2006, Asylmagazin 6/2006, 20; VG Weimar, Urt. 

v. 30.06.2005 - 2 K 20643/04 -; VG Düsseldorf, Urt. v. 16.06.2006 - 26 K 1747/06 -; Urteil 

vom 24.08.2006 - 4 K 1784/06.A - juris - und Urteil vom 24.01.2007-20 K4697/05.A-

juris -; VG Ansbach, Urteil vom 06.03.2007, AuAS 2007, 141; VG Münster, Urteil vom 

08.03.2007 - 3 K 2492/05.A - juris -; VG Bremen, Urt. v. 30.06.2005 - 2 K 1611/04 -). 

Seit der Wiederaufnahme des bewaffneten Kampfes durch die PKK im Juni 2004 kam es 

vermehrt zu gewaltsamen Zusammenstößen zwischen türkischem Militär und der PKK-

Guerilla, die seit Mai 2005 weiter eskaliert sind (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 

25.10.2007). Eine weitere Verschärfung der Situation im Südosten der Türkei wurde durch 

ein von Gendarmerie-Angehörigen verübtes Bombenattentat auf einen kurdischen Buch­

laden in der Stadt Semdinli am 09.11.2005 ausgelöst (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht 

vom 25.10.2007). Im Anschluss daran kam es zu zahlreichen gewaltsamen Protesten der 

kurdischen Bevölkerung in der Region (vgl. SZ vom 22.11.2005). Ein weiterer Höhepunkt 

der jüngsten Spannungen wurde nach den friedlich verlaufenen Newroz-Feierlichkeiten 

erreicht, als es zwischen dem 28. und 31.03.2006 in Diyarbakir und anderen Orten im 

Südosten der Türkei zu gewalttätigen Ausschreitungen zwischen oft mehreren Tausend 
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meist jugendlichen Demonstranten sowie türkischen Sicherheitskräften kam (vgl. Auswär­

tiges Amt, Lagebericht vom 25.10.2007). Aufgrund der intensivierten militärischen Ausei­

nandersetzungen zwischen den türkischen Streitkräften und Guerillaverbänden der PKK 

ist der Druck der Straße auf die türkische Regierung, massiv gegen die PKK vorzugehen, 

immer größer geworden. Seit dem Überfall der PKK am 21.10.2007 auf einen Außenpos­

ten der türkischen Armee, bei dem 12 Soldaten getötet, weitere 17 verletzt und 8 Soldaten 

verschleppt wurden, ist in der Türkei eine besonders starke nationalistische Stimmung zu 

spüren (vgl. NZZ vom 24.10.2007 und vom 30.10.2007). Es kam zu zahlreichen Übergrif­

fen gegen Kurden und mehrere Büros der pro-kurdischen Partei DTP wurden angezündet 

(vgl. NZZ vom 30.10.2007). Aufgrund des Einmarsches der türkischen Armee in den Nord­

irak im Februar 2008 drohte eine Destabilisierung der gesamten Region (vgl. SZ vom 

22.02.2008). Seit dem erkennbar von den USA angeordneten Rückzug aus dem Nordirak 

befehden sich Nationalisten und Militärs über die Hintergründe des unerwartet erfolgten 

Rückzugs aus dem Nordirak (vgl. Nützliche Nachrichten 3/2008, 4). 

In Reaktion auf diese Zunahme von Spannungen im Südosten der Türkei hat das türki­

sche Parlament am 29.06.2006 das Anti-Terror-Gesetz verschärft. Danach werden mehr 

Taten als bisher als terroristisch eingestuft und Festgenommene erhalten später als bisher 

Zugang zu einem Anwalt. Die Gesetzesänderung erweitert weiter die Erlaubnis zum 

Schusswaffengebrauch, die Möglichkeit, Presseorgane zu verbieten sowie die Rechte von 

Verteidigern einzuschränken (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 25.10.2007; Schwei­

zerische Flüchtlingshilfe, Zur aktuellen Situation - Oktober 2007). Außerdem wurde die 

Verschärfung der Strafbarkeit bei Folter und Misshandlung faktisch revidiert (vgl. ai, Stel­

lungnahme vom 29.10.2006 an VG Ansbach). Dementsprechend hat sich das Reformtem­

po seit Anfang 2005 deutlich verlangsamt (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 

25.10.2007). Aufgrund der zunehmenden militärischen Auseinandersetzungen zwischen 

der PKK und dem türkischen Militär wurde die Debatte über eine weitere Demokratisierung 

in der Türkei nunmehr von der Sicherheitsfrage verdrängt (vgl. NZZ vom 24.10.2007). In 

einem Memorandum des Generalstabsamtes vom 24.04.2007 haben sich die türkischen 

Streitkräfte gegenüber dem EU-Beitritt der Türkei negativ positioniert; dies und die intensi­

vierten militärischen Auseinandersetzungen in der Türkei haben die Sicherheitskräfte er­

mutigt, die Reformgesetze zu missachten (vgl. Kaya, Gutachten vom 20.06.2007 an OVG 

Bautzen). Angesichts dieser Entwicklung ist völlig offen, ob der begonnene legislative Re-

formprozess, der sich im Wesentlichen auf die bisherigen Bemühungen der Türkei auf Auf-
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nahme in die Europäische Union stützt, in Zukunft konsequent fortgeführt und insbesonde­

re auch umgesetzt wird. 

Darüber hinaus übersieht das Bundesamt auch, dass sich die Situation von Mitgliedern 

der HADEP, DEHAP und nun der DTP in der Türkei keineswegs verändert hat. Die Partei­

en HADEP, DEHAP und DTP werden von den türkischen Sicherheitskräften weiter als der 

verlängerte Arm der PKK betrachtet; deren Mitgliedern wird deshalb eine Nähe zur PKK 

nachgesagt (vgl. Kaya, Gutachten vom 10.09.2007 an VG Berlin und vom 28.09.2007 an 

VG Düsseldorf; Schweizerische Flüchtlingshilfe, Zur aktuellen Situation - Oktober 2007 -

und Gutachten vom 23.02.2006). Aufgrund dieses Verdachts werden Mitglieder der 

HAD EP/D EH AP/DTP landesweit unter Druck gesetzt, observiert, angeklagt und gefoltert 

(vgl. Oberdiek, Gutachten vom 28.02.2003 an OVG Greifswald; Schweizerische Flücht­

lingshilfe, Gutachten vom 23.02.2006). 

Es kann auch nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden, dass der Kläger 

aufgrund des Verdachts, für die HADEP politisch aktiv gewesen zu sein und damit die 

PKK unterstützt zu haben, bei einer Einreise in die Türkei einem intensiven Verhör unter­

zogen wird und dabei Gefahr läuft, misshandelt oder gefoltert zu werden (vgl. Kaya, Gut­

achten vom 08.08.2005 an VG Sigmaringen und vom 09.08.2006 an VG Berlin). Diese 

Gefährdungssituation wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass dem Auswärtigen Amt seit 

Jahren kein Fall bekannt geworden ist, in dem ein aus der Bundesrepublik in die Türkei 

zurückgekehrter Asylbewerber im Zusammenhang mit früheren Aktivitäten gefoltert oder 

misshandelt wurde (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht vom 25.10.2007). Für die Einschät­

zung der Gefährdung von vorverfolgt ausgereisten Personen ist diese Feststellung des 

Auswärtigen Amtes nicht aussagekräftig, da unter den abgeschobenen oder zurückge­

kehrten Personen sich kein Mensch befand, der der Zugehörigkeit zur PKK oder einer an­

deren illegalen Organisation verdächtigt wurde (vgl. Kaya, Gutachten vom 08.08.2005 an 

VG Sigmaringen; ebenso OVG Münster, Urt. v. 27.03.2007 - 8 A 4728/05.A - juris -). Im 

Übrigen ist nicht auszuschließen, dass Personen, auf die ein Verdacht der Unterstützung 

der PKK gefallen ist, nach wie vor im Innern der Türkei einer Folter in Form von physi­

schen und psychischen Zwängen unterzogen werden (vgl. Schweizerische Flüchtlingshil­

fe, Gutachten vom 23.02.2006; Taylan, Gutachten vom 29.05.2006 an VG Wiesbaden; 

Kaya, Gutachten vom 10.09.2005 an VG Magdeburg). 
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Nach allem ist noch keine erhebliche und dauerhafte Veränderung der Lage in der Türkei 

eingetreten, so dass die Voraussetzungen für die seinerzeit erfolgte Asylanerkennung und 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nicht weggefallen sind (ebenso die in den letzten 

Monaten bekanntgewordenen Gerichtsentscheidungen: u.a. OVG Bautzen, Urt. v. 

23.03.2007 - A 3 B 372/05 -; OVG Münster, Urt. v. 27.03.2007 - 8 A 4728/05.A - juris = 

Asylmagazin 7-8/2007, 28; VG Ansbach, Urt. v. 24.07.2007 - AN 1 K 07.30135 - juris - und 

Urt. v. 20.03.2007 - AN 1 K 06.30862 - juris -; VG Münster, Urt. v. 08.03.2007 - 3 K 

2492/05.A - juris -; VG Düsseldorf, Urt. v. 22.03.2007 - 4 K 172/07.A - juris - und Urt. v. 

05.09.2007 - 17 K 3754/07.A -; VG Oldenburg, Urt. v. 04.10.2007 - 5 A 4386/06 - juris -; 

VG Lüneburg, Urt. v. 06.12.2006 - 5 A 34/06 -; VG Hamburg, Urt. v. 21.11.2006 - 15 A 

429/06 - und Urt. v. 25.10.2007 - 1 5 A 387/07 - juris -; VG Hannover, Urt. v. 30.01.2008 - 1 

A 7832/05 -; VG Berlin, Urt. v. 13.10.2006, Asylmagazin 1-2/2007, 32 und Urt. v. 

25.01.2008, Asylmagazin 3/2008, 17; VG Karlsruhe, Urt. v. 25.09.2007, Asylmagazin 

11/2007, 17; VG München, Urt. v. 14.09.2007 - M 24 K 07.50342 - juris - und Urt. v. 

07.02.2008 - M 24 K 07.50978 -). Dass die Beklagte im Lichte neuerer Erkenntnisse die 

konkrete Verfolgungsgefahr für den Kläger anders bewertet, also aus heutiger Sicht bei 

der damaligen Sachlage kein Asyl und keinen Flüchtlingsstatus mehr gewähren würde, 

rechtfertigt den Widerruf der Asylanerkennung und der Flüchtlingseigenschaft nicht (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 19.09.2000 a.a.O und Urt. v. 08.05.2003 a.a.O.). Damit ist für den ange­

fochtenen Widerrufsbescheid des Bundesamtes kein Raum. 

Auch die Ziffer 3 des Bescheids des Bundesamts vom 21.01.2008 ist aufzuheben. Die 

Aufhebung der Widerrufsentscheidung lässtdie negativen Feststellungen des Bundesamts 

zu § 60 AufenthG angesichts des Eventualverhältnisses (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.04.1997, 

BVerwGE 104, 260) gegenstandslos werden, so dass auch dieser Teil der Aufhebung un­

terliegt (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.06.2002, NVwZ 2003, 356). 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83 b AsylVfG. 

Rechtsmittelbelehrunq: 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg zugelassen wird. Die Zulassung der Berufung ist 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu beantragen. Der Antrag ist beim 
Verwaltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart oder Postfach 105052, 
70044 Stuttgart, zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag 
sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. Die Berufung ist nur 
zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder das Urteil von ei-
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ner Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, des 
Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfas­
sungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder ein in § 138 VwGO be­
zeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Lässt der Verwaltungsgerichtshof die Berufung zu, wird das Antragsverfahren als Beru­
fung sverfahren fortgesetzt. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, 
durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des 
Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt vertreten lassen. Das gilt auch 
für das Stellen des Antrags auf Zulassung der Berufung beim Verwaltungsgericht Stutt­
gart. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch 
Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren 
Dienst vertreten lassen. 

Sachsenmaier 


